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Drucksache 2338 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Dezember 1960 

6 — 68330 — 2389/60 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über eine Kreditermächtigung aus Anlaß der 
Erhöhung des Beitrages der Bundesrepublik 
Deutschland an den Europäischen Fonds 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 223. Sitzung am 23. September 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf nach Anlage 2 Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Kreditermächtigung aus Anlaß der Erhöhung des 
Beitrages der Bundesrepublik Deutschland an den Europäischen 

Fonds 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über das Europäische Währungsab- 
kommen vom 26. März 1959 (Bundesgesetzbl. II 
S. 293) wird wie folgt geändert: 

In Artikel 2 wird die Zahl „180" durch das Wort 
„zweihundertzehn" ersetzt. 


Artikel 2 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S! 745) wird wie 
folgt geändert: 

In § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b wird das Wort 
„einhundert achtzig" durch das Wort „zweihundert- 
zehn" ersetzt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. 

Anläßlich des Beschlusses des Rates der OEEC, die 
Bestimmungen des Europäischen Währungsabkom- 
mens über das multilaterale System des Zahlungs- 
ausgleichs (Teil II des Abkommens) über den 
31. Dezember 1959 hinaus zu verlängern, beschloß 
der Rat der OEEC gleichzeitig eine Änderung der 
Mitgliedsbeiträge zum Europäischen Fonds. Durch 
diesen Beschluß werden die in Artikel 3 Tabelle A 
des Abkommens bezeichneten Beiträge folgender 
Mitgliedsländer geändert: 

Der Beitrag der Bundesrepublik wird von 42 Mio RE 
auf 50 Mio RE erhöht, der Beitrag Frankreichs wird 
ebenfalls von 42 Mio RE auf 50 Mio RE und der 
Beitrag Italiens von 15 Mio RE auf 25 Mio RE er- 
höht, während der Beitrag des Vereinigten König- 
reichs von 86,575 Mio RE auf 60,575 Mio RE herab- 
gesetzt wird. 

Diese Änderung läßt also die Höhe der Gesamtbei- 
träge der Mitglieder zum Europäischen Fonds un- 
verändert. Sie geht auf einen seitens der Regierung 
des Vereinigten Königreichs bereits bei Inkraft- 
setzen des Europäischen Währungsabkommens am 
27. Dezember 1958 geäußerten Wunsch zurück, die 
Beiträge dem gegenüber im Zeitpunkt der Verhand- 
lung des Abkommens veränderten Außenhandels- 
volumen anzupassen. Eine generelle Änderung des 
Beitragsschlüssels, der alle Verschiebungen der Re- 
lationen des Außenhandelsvolumens berücksichtigt, 
ist vorerst unterblieben. 


II. 

Die vorgenannte Änderung des Beitragsschlüssels 
(Artikel 3 Tabelle A des Abkommens) beruht auf 
dem Beschluß des Rates der Organisation für Euro- 
päische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (C(59)294) 
vom 18. Dezember 1959. Artikel 26 des Abkommens 
gibt dem Rat die Befugnis, eine solche Änderung zu 


beschließen, ohne daß es der Mitwirkung der ge- 
setzgebenden Körperschaften der Mitgliedstaaten 
bedarf. 

j B. Zu den einzelnen Artikeln 

I Zu Artikel 1 

Eine Änderung des Artikels 2 des Gesetzes über das 
I Europäische Währungsabkommen vom 26. März 
1959 ist erforderlich, da die dort erteilte Ermächti- 
; gung des Bundesministers der Finanzen zur Kredit- 
aufnahme für Beitragsleistungen an den Euro- 
I päischen Fonds auf 180 Mio DM begrenzt ist. Um 
; auch die durch die Erhöhung des deutschen Beitrags 
zum Europäischen Fonds auf 50 Mio RE in der Zu- 
kunft möglichen Verbindlichkeiten zu erfassen, muß 
' die Ermächtigurig auf einen Kreditbetrag von insge- 
I samt 210 Mio DM erweitert werden. Diese Ermächti- 
gung ist erforderlich gemäß Artikel 115 GG. 

I 

j 

I Zu Artikel 2 

In § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Gesetzes über 
die Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957 ist die 
Befugnis der Deutschen Bundesbank, dem Bund Kre- 
dite zur Erfüllung seiner Verpflichtungen als Mit- 
glied des Europäischen Fonds zu gewähren, eben- 
falls auf 180 Mio DM begrenzt. Die Erhöhung des 
deutschen Beitrags zum Europäischen Fonds erfor- 
dert neben der Erweiterung der Kreditermächtigung 
I die entsprechende Erhöhung dieses besonderen Kre- 
ditplafonds. 

! 

I Zu Artikel 3 

1 Das Gesetz enthält die übliche Berlin-Klausel. Die 
i beiden zu ändernden Gesetze finden im Land Berlin 
I Anwendung. 

Zu Artikel 4 

Diese Bestimmung entspricht dem Erfordernis des 
Artikels 82 Abs. 2 GG. 
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Anlage 2 

Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 23. September 1960 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 31. August 1960 — 6-68330-2389/60 III 
— beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
223. Sitzung am 23. September 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes 
über eirie Kreditermächtigung aus Anlaß der 
Erhöhung des Beitrages der Bundesrepublik 
Deutschland an den Europäischen Fonds 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Begründung 

Durch Artikel 1 und 2 werden die Gesetze über das Euro- 
päische Währungsabkommen vom 26. März 1959 und über die 
Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957 geändert. Beide Ge- 
setze bedurften nach Ansicht des Bundesrates seiner Zustim- 
mung. Das vorliegende Gesetz muß daher ebenfalls als zustim- 
mungsbedürftig angesehen werden. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Kaisen 

Vizepräsident 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Der Bundesrat hat in seiner 223. Sitzung am 23. Sep- 
tember 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 GG zu dem 
Entwurf eines Gesetzes über eine Kreditermächti- 
gung aus Anlaß der Erhöhung des Beitrags der 
Bundesrepublik Deutschland an den Europäischen 
Fonds wie folgt Stellung genommen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Hierzu nimmt die Bundesregierung wie folgt Stel- 
lung: 

Die Bundesregierung hält an ihrer Auffassung fest, 
daß das Gesetz nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf. 

Die Änderung des Gesetzes über die Deutsche Bun- 
desbank vom 26. Juli 1957 ist schon deshalb nicht 
zustimmungsbedürftig, weil dieses Gesetz nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht zustim- 
mungsbedürftig war und deshalb ohne Hinweis auf 
die Zustimmung des Bundesrates verkündet wor- 
den ist. 

Das Gesetz über das Europäische Währungsabkom- 
men vom 26. März 1959 war zwar zustimmungs- 
bedürftig. Nach der von der Bundesregierung stän- 
dig vertretenen Rechtsauffassung bedürfen jedoch 
Änderungen eines Gesetzes, das mit Zustimmung 
des Bundesrates ergangen ist, nur dann ebenfalls 
der Zustimmung des Bundesrates, wenn sie Gegen- 
stände regeln, die nur mit Zustimmung des Bundes- 
rates geregelt werden können. Bei den Änderungen, 
die in dem Gesetzentwurf vorgesehen sind, ist diese 
Voraussetzung nicht erfüllt. 
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